
 

 

Bundesgesetz, mit dem das Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetz 
geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetz - LMSVG, BGBl. I Nr. 13/2006, 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 151/2005, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 35 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Dieser Bericht kann auch der bei der Kontrolle anwesenden betriebsangehörigen Person 
ausgehändigt werden.“ 

2. Dem § 36 Abs. 5 werden folgende Sätze angefügt: 

„Ebenso ist bei den stichprobenweisen Untersuchungen von lebenden Tieren, Fleisch sowie 
Erzeugnissen der Aquakultur auf Rückstände gemäß § 56 nur eine Probe zu entnehmen. Von dieser Probe 
ist, soweit es technisch möglich ist, ein Teil durch die für die Untersuchung der Probe beauftragte 
Agentur oder die für die Untersuchung der Probe beauftragte Untersuchungsanstalt der Länder 
aufzubewahren.“ 

3. § 39 Abs. 1 Z 1 lautet: 

„1. die Einschränkung oder das Verbot des Inverkehrbringens oder der Verwendung, sofern nicht 
durch eine andere Maßnahme im Sinne des Abs. 1 sichergestellt wird, dass den lebensmittelrechtlichen 
Vorschriften entsprochen wird;“ 

4. § 39 Abs. 2 2. Satz lautet: 

„Diese Aufforderung kann im Fall einer Betriebsrevision der bei der Kontrolle anwesenden 
betriebsangehörigen Person ausgehändigt werden.“ 

5. § 41 Abs. 1 lautet: 

„§ 41. (1) Die Aufsichtsorgane haben Waren vorläufig zu beschlagnahmen, wenn 
 1. einer behördlich angeordneten Maßnahme gemäß § 39 nicht oder nicht innerhalb festgesetzter 

Frist Folge geleistet wurde und dies zum Gesundheitsschutz des Verbrauchers oder zum Schutz 
des Verbrauchers vor Täuschung erforderlich ist oder 

 2. Gesundheitsschädlichkeit vorliegt und der Unternehmer seiner Veranwortung gemäß § 38 Abs. 1 
Z 5 nicht nachgekommen ist.“ 

6. § 45 samt Überschrift lautet: 

„Kontrolle nach den Verordnungen (EG) Nr. 09/2006 und 510/2006 

§ 45. (1) Die Kontrolle der Einhaltung der Produktspezifikation nach Art. 15 der Verordnung 
(EG) Nr. 509/2006 und Art. 11 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 wird von nach Abs. 4 zugelassenen 
Kontrollstellen durchgeführt. 

(2) Jede Vereinigung gemäß Art. 2 Abs. 1 lit. d der Verordnung (EG) Nr. 509/2006 und Art. 5 Abs. 1 
der Verordnung (EG) Nr. 510/2006, die einen Antrag auf Eintragung gestellt hat, hat dem 
Bundesministerium für Gesundheit und Frauen eine Kontrollstelle namhaft zu machen, die die Einhaltung 
der Produktspezifikation kontrolliert. Änderungen der Kontrollstelle sind dem Bundesministerium für 
Gesundheit und Frauen unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Jeder Unternehmer, der Erzeugnisse in Verbindung mit geschützten Angaben, Bezeichnungen 
oder Namen nach den Verordnungen gemäß Abs. 1 herstellt, ist verpflichtet, seine Tätigkeit der Kontrolle 
gemäß Abs. 1 zu unterstellen und dies dem Landeshauptmann zu melden. 

(4) Die Zulassung als Kontrollstelle hat auf Grund eines schriftlichen Antrages der Kontrollstelle an 
den Landeshauptmann, in dessen Bundesland die Vereinigung ihren Sitz hat, mit Bescheid zu erfolgen, 
wenn folgende Voraussetzungen nachgewiesen werden: 
 1. Einhaltung der Bedingungen gemäß Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004, 

insbesondere Einhaltung der Mindestanforderungen und Verfahren für die Kontrolle, und 
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 2. Akkreditierung gemäß § 17 des Akkreditierungsgesetzes - AkkG, BGBl. Nr. 468/1992, oder bei 
einer Kontrollstelle mit Sitz in einem anderen Mitglied- oder Vertragsstaat der EU oder EWR-
Staat eine dieser gleichzuhaltende Akkreditierung. 

Die Zulassung kann bis zum Nachweis der Voraussetzung nach Z 2 längstens auf zwei Jahre befristet 
erteilt werden. Die Zulassung wird für das gesamte Bundesgebiet erteilt. 

(5) Der Landeshauptmann hat bei der Kontrollstelle Überprüfungen oder Inspektionen gemäß Art. 5 
der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 vorzunehmen. Er kann Anordnungen zur Behebung von Mängeln 
treffen. Den Anordnungen und Weisungen des Landeshauptmannes ist Folge zu leisten. Über jede 
Kontrolle ist ein Bericht zu erstellen. 

(6) Der Landeshauptmann hat einen Bescheid gemäß Abs. 4 unverzüglich zurückzunehmen, wenn 
die Voraussetzungen für dessen Erteilung weggefallen sind oder die Kontrollstelle der ihr übertragenen 
Aufgabe nicht mehr oder in nicht ausreichendem Maße nachkommt. 

(7) Über Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 6 entscheidet die Bundesministerin für 
Gesundheit und Frauen. 

(8) Der Kontrollstelle stehen die Befugnisse und Pflichten zu, die nach § 35 mit Ausnahme dessen 
Abs. 7 den Aufsichtsorganen zustehen. Stellt die Kontrollstelle fest, dass ein mit einer geschützten 
Bezeichnung versehenes Agrarerzeugnis oder Lebensmittel österreichischer Herkunft oder dass ein 
Agrarerzeugnis oder Lebensmittel, für das eine auf Antrag einer Vereinigung ausgestellte Anerkennung 
als traditionelle Spezialität vorliegt, die Anforderungen der Produktspezifikation nicht erfüllt, ist gemäß 
EN 45011 vorzugehen. Die Kontrollstelle hat von ihr wahrgenommene Verstöße gegen die in Abs. 1 
genannten Rechtsvorschriften und nicht vorschriftsmäßig geduldete oder unterstützte Kontrollen 
unverzüglich dem Landeshauptmann, in dessen Bundesland die Vereinigung ihren Sitz und der 
Unternehmer seinen Wohnsitz haben, mitzuteilen. 

(9) Die Kontrollstellen übermitteln dem Landeshauptmann, der die Zulassung ausgestellt hat, einen 
Tätigkeitsbericht über das abgelaufene Jahr bis zum 31. März des Folgejahres. 

(10) Die Kontrollstelle hat jede wesentliche Änderung der für die Zulassung maßgeblichen 
Umstände dem Landeshauptmann unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Diese Mitteilungen sind von den 
Gebühren im Sinne des Gebührengesetzes 1957 befreit.“ 

7. § 51 Abs. 1 und 2 lauten: 

„§ 51. (1) Betriebe können beim Bundesministerium für Gesundheit und Frauen einen Antrag auf 
Ausfuhrberechtigung stellen, wenn sie diese Ausfuhrberechtigung auf Grund der Bestimmungen von 
Drittstaaten für die Ausfuhr von Waren benötigen. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat 
Betrieben mit Bescheid die Ausfuhrberechtigung zu erteilen, wenn festgestellt wird, dass 
 1. der Antragsteller über betriebliche Einrichtungen verfügt, die den vom Bestimmungsland 

gestellten Mindestanforderungen genügen, und 
 2. die Einhaltung jener Mindestanforderungen des Bestimmungslandes gesichert ist, die sich auf die 

hygienische Gewinnung und Behandlung von Waren beziehen. 

Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann sich für die Erhebungen, die für die 
Feststellungen gemäß Z 1 und 2 notwendig sind, der Aufsichtsorgane des Landeshauptmannes oder im 
Fall des § 25 Abs. 1 der Aufsichtsorgane der Gemeinden bedienen. Vom Bestimmungsland entsandte 
Fachexperten dürfen bei den Erhebungen anwesend sein. 

(2) Die Ausfuhrberechtigung ist durch die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen zu 
entziehen, wenn festgestellt wird, dass die Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr vorliegen. Im 
Fall von Lebensmitteln tierischer Herkunft kann diese Feststellung auch von einem vom 
Bestimmungsland entsandten Fachexperten getroffen werden.“ 

8. § 73 Abs. 2 1. Satz lautet: 

„(2) Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn der Bewerber nachweist, dass er die Voraussetzungen 
einer nach § 70 Abs. 4 erlassenen Verordnung erfüllt und über ein im Umfang der beantragten 
Bewilligung gemäß § 9 AkkG akkreditiertes Labor oder über ein Labor in einem anderen Mitglied- oder 
Vertragsstaat der EU oder EWR-Staat mit einer dieser gleichzuhaltenden Akkreditierung verfügt.“ 

9. § 90 Abs. 3 Z 3 lautet: 

„3. den Bestimmungen der in den §§ 96 und 97 angeführten Rechtsvorschriften zuwiderhandelt,“ 
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10. Dem § 90 Abs. 3 wird folgende Z 4 angefügt: 

 „4. den Bestimmungen des in § 24 Abs. 1 Z 1 angeführten unmittelbar anwendbaren Rechtsaktes der 
Europäischen Gemeinschaft zuwiderhandelt.“ 

11. § 90 Abs. 4 Z 4 lautet: 
 „4. als Vereinigung der Verpflichtung des § 45 Abs. 2, als Unternehmer der Verpflichtung 
des § 45 Abs. 3 oder als Kontrollstelle den Verpflichtungen des § 45 Abs. 1, 5, 8, 9 und 10 
zuwiderhandelt,“ 
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VORBLATT 

Problem und Ziel: 

Das LMSVG ist seit 21.1.2006 in Kraft. Mit der vorliegenden Gesetzesnovelle sollen kleinere in der 
Praxis auftretende Probleme beseitigt und der zwischenzeitig geänderten Gemeinschaftsrechtslage 
Rechnung getragen werden. 

Alternative: 

Keine. 

Finanzielle Auswirkungen: 

Auswirkungen auf den Bund: 

Durch dieses Bundesgesetz entstehen für den Bund keine zusätzlichen Kosten. 

Auswirkungen auf andere Gebietskörperschaften: 

Durch dieses Bundesgesetz entstehen für die Länder und Gemeinden keine zusätzlichen Kosten. 

Auswirkungen auf die Beschäftigungslage in Österreich und auf den Wirtschaftsstandort 
Österreich: 

Keine. 

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Der Entwurf sieht grundsätzlich Maßnahmen vor, zu denen der Bund aufgrund zwingender Vorschriften 
des Gemeinschaftsrechts verpflichtet ist. 

Besonderheiten des Normsetzungsverfahrens: 

Keine. 

E r l ä u t e r u n g e n 

Allgemeiner Teil: 

Problem und Ziel: 

Der vorliegende Gesetzesentwurf dient dazu, kleinere in der Praxis auftretende Probleme zu beseitigen, 
sowie der zwischenzeitig geänderten Gemeinschaftsrechtslage Rechnung zu tragen. 

Kompetenzgrundlage: 

In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich die im Entwurf vorliegende Gesetzesnovelle auf Art. 10 Abs. 
1 Z 2 B-VG („Warenverkehr mit dem Ausland“, „Zollwesen“), Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG 
(„Strafrechtswesen“), Art. 10 Abs. 1 Z 8 B-VG („Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes“) und 10 
Abs. 1 Z 12 B-VG („Veterinärwesen“, „Ernährungswesen einschließlich der Nahrungsmittelkontrolle“). 

Kosten für den Bund: 

Durch dieses Bundesgesetz entstehen für den Bund keine zusätzlichen Kosten 

Kosten für die Länder: 

Die im unmittelbar geltenden Gemeinschaftsrecht (Verordnungen (EG) Nr. 509/2006 und Nr. 510/2006 
iVm Nr. 882/2004) begründete erforderliche Rücknahme der Beleihung von privaten Kontrollstellen, wie 
sie derzeit in § 45 LMSVG vorgesehen ist, wirkt sich deswegen kostenmäßig nicht zuungunsten der 
Länder aus, da die Kontrollstelle auf Grund eines privatrechtlichen Vertrages zwischen ihr und der 
Vereinigung bzw. deren Mitgliedern und gestützt auf die EN 45011 gehalten ist, Produkte zu 
dezertifizieren, wenn sie der Produktspezifikation nicht entsprechen. Maßnahmen gemäß § 39 LMSVG, 
wie sie ursprünglich vorgesehen waren, werden im Regelfall nicht notwendig sein. 

Besonderer Teil: 

Zu Z 1: 

Aus praktischen Gründen ist es geboten, dass der Bericht auch der bei der Kontrolle anwesenden 
betriebsangehörigen Person ausgehändigt werden kann. 
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Zu Z 2: 

Derzeit gelten die Bestimmungen des § 36 Abs. 2 auch für die Rückstandskontrolle von lebenden Tieren, 
Fleisch und Aquakulturerzeugnissen. Durch die Ergänzung von § 36 Abs. 5 werden nun die 
stichprobenweisen Untersuchungen für die genannte Gruppe gemäß § 56 ebenso von der Regelung des 
§ 36 Abs. 2 ausgenommen. Es soll die bewährte Regelung hinsichtlich einer Zweitprobe wie sie im  
Fleischuntersuchungsgesetz bestanden hat, beibehalten werden. Das Recht des Unternehmers auf eine 
Gegenprobe bleibt auch dadurch gewahrt. 

Zu Z 3: 

§ 39 Abs. 1 Z 1 ist in Zusammenhang mit § 5 Abs. 1, welcher u.a. auch das Verbot des Inverkehrbringens 
bei Verstößen gegen Verordnungen vorsieht, zu sehen. Da aber nicht jeder Verstoß gegen eine 
Verordnung eine Maßnahme gemäß § 39 Abs. 1 Z 1 bedingt (zu denken ist an Verstöße gegen die 
LMKV; hier kann eine Anpassung der Kennzeichnung ausreichend sein), ist eine entsprechende 
Klarstellung erforderlich. 

Zu Z 4: 

Diese Formulierung dient der Klarstellung, dass Abs. 2 nicht nur bei Betriebsrevisionen, sondern auch bei 
warenbezogenen Proben Anwendung findet. 

Zu Z 5: 

Die Beschlagnahme bei Nichtbefolgung einer Maßnahme gemäß § 39 wird durch die vorliegende 
Änderung auch auf jene Fälle ausgedehnt, in denen z.B. bei Vorliegen eines Verstoßes gegen eine 
Verordnung die Ware nicht auf den Markt gelangen darf, weil dies im Gemeinschaftsrecht aus Gründen 
des Gesundheitsschutzes oder zum Schutz des Verbrauchers vor Täuschung vorgesehen ist. 

Andererseits wird in § 41 Abs. 1 Z 2 die Beschlagnahme bei Gesundheitsschädlichkeit auf jene Fälle 
eingeschränkt, in denen der Unternehmer seiner Verantwortung gemäß Art. 19 der Verordnung 
(EG) Nr. 178/2002 in Bezug auf Lebensmittel und im Sinne des Art.  5 der Richtlinie 2001/95/EG in 
Bezug auf Gebrauchsgegenstände und kosmetische Mittel nicht nachgekommen ist. 

Zu Z 6: 

Die Verordnungen (EWG) Nr. 2082/92 und Nr. 2081/92 wurden neugefasst und durch die Verordnungen 
(EG) Nr. 509/2006 und Nr. 510/2006 ersetzt. § 45 ist daher anzupassen. In Abs. 4 (vormals Abs. 3) wird 
klargestellt, welcher Landeshauptmann örtlich für die Zulassung der Kontrollstelle zuständig ist; 
zweckmäßigerweise handelt es sich um jenen, in dessen Bundesland die Vereinigung ihren Sitz bzw. die 
Mitglieder der Vereinigung ihren Wohnort haben. Bei der Übertragung der Aufgabe der Kontrolle der 
Produktspezifikation wird nunmehr dem Umstand Rechnung getragen, dass sich die amtliche Kontrolle 
dieser Rechtsvorschriften ausdrücklich im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 zu bewegen hat. 
Konkret ist Art. 5 Abs. 1 3.Unterabsatz zu beachten, welcher beinhaltet, dass die Aufgaben nach Art. 54 
(„Maßnahmen im Falle eines Verstoßes“) nicht übertragen werden dürfen. Die Möglichkeit, nach der EN 
45011 Dezertifizierungen vorzunehmen, bleibt davon unberührt. Der ehemalige Abs. 12 wird gestrichen, 
da sich die Verpflichtung der Kostentragung durch die Wirtschaftsteilnehmer aus den genannten EG-
Verordnungen ergibt, konkret aus Art. 15 Abs. 1 2.Unterabsatz der Verordnung (EG) Nr. 509/2006 und 
Art. 11 Abs. 1 2.Unterabsatz der Verordnung (EG) Nr. 510/2006. 

Zu Z 7: 

Diese Bestimmung hat zu Missverständnissen geführt. Es soll nun der freiwillige Charakter dieser 
Bestimmung unterstrichen werden. Es handelt sich um den Kompetenztatbestand des Art. 10 Abs. 1 Z 2 
B-VG („Warenverkehr mit dem Ausland“). Die Aufsichtsorgane des Landeshauptmannes können für die 
Überprüfung zur Erteilung einer Ausfuhrberechtigung herangezogen werden. 

Zu Z 8: 

Die Änderung dient der Klarstellung, in welchem Umfang die Akkreditierung erfolgt sein muss, um eine 
Bewillung gemäß § 73 LMSVG zu erhalten. 

Zu Z 9: 

Gemäß § 98 Abs. 1 gelten Verordnungen auf Grund des LMG 1975 und Verordnungen auf Grund des 
Fleischuntersuchungsgesetzes als Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes. Eine eigene 
Strafbestimmung hat diesbezüglich für Verwirrung gesorgt. Dies wird nun bereinigt. 

Zu Z 10: 

Die Ahndung der Übertretungen in Bezug auf die Verordnung (EWG)  Nr. 2081/92 war bisher auf Grund 
der Tatbestände von § 90 Abs. 1 Z 1 - allgemeines Irreführungsverbot - und von § 90 Abs. 4 Z 4 
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vorgesehen. Es erscheint zweckmäßig, nunmehr einen Spezialtatbestand im Hinblick auf die die 
Verordnung (EWG)  Nr. 2081/92 ersetzende Verordnung (EG)  Nr. 510/2006 zu formulieren. 

Zu Z 11: 
Es erfolgt eine Anpassung an den neu formulierten § 45. 
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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 35. (1) Die Aufsichtsorgane haben gemäß Art. 8 der Verordnung 
(EG) Nr. 882/2004 im Rahmen der einzurichtenden Qualitätsmanagementsysteme 
nach schriftlich festgelegten Verfahren vorzugehen. Über jede amtliche Kontrolle 
ist ein Bericht im Umfang des Art. 9 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 zu 
erstellen. Im Falle einer Beanstandung ist dem Unternehmer eine Ausfertigung des 
Berichtes zur Verfügung zu stellen. 

§ 35. (1) Die Aufsichtsorgane haben gemäß Art. 8 der Verordnung 
(EG) Nr. 882/2004 im Rahmen der einzurichtenden Qualitätsmanagementsysteme 
nach schriftlich festgelegten Verfahren vorzugehen. Über jede amtliche Kontrolle 
ist ein Bericht im Umfang des Art. 9 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 zu 
erstellen. Im Falle einer Beanstandung ist dem Unternehmer eine Ausfertigung des 
Berichtes zur Verfügung zu stellen. Dieser Bericht kann auch der bei der Kontrolle 
anwesenden betriebsangehörigen Person ausgehändigt werden. 

§ 36. (5) Abweichend von Abs. 2 wird bei Probenahme zum alleinigen 
Zweck von Kontaminantenuntersuchungen gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 315/93 nur eine Probe amtlich entnommen. Aus dem Homogenisat 
dieser Probe sind durch das für die Untersuchung der Probe beauftragte Institut für 
Lebensmitteluntersuchung der Agentur oder die für die Untersuchung der Probe 
beauftragte Untersuchungsanstalt der Länder die amtliche Probe und die 
Gegenproben zu entnehmen sowie die Gegenproben zu versiegeln. Abs. 3 und 4 
gelten sinngemäß. Gegenproben sind von den genannten Stellen in geeigneter 
Weise bis zu einer gemäß Abs. 8 zu setzenden Frist aufzubewahren. Abs.  7 gilt 
sinngemäß. 

§ 36. (5) Abweichend von Abs. 2 wird bei Probenahme zum alleinigen 
Zweck von Kontaminantenuntersuchungen gemäß der Verordnung 
(EWG) Nr. 315/93 nur eine Probe amtlich entnommen. Aus dem Homogenisat 
dieser Probe sind durch das für die Untersuchung der Probe beauftragte Institut für 
Lebensmitteluntersuchung der Agentur oder die für die Untersuchung der Probe 
beauftragte Untersuchungsanstalt der Länder die amtliche Probe und die 
Gegenproben zu entnehmen sowie die Gegenproben zu versiegeln. Abs. 3 und 4 
gelten sinngemäß. Gegenproben sind von den genannten Stellen in geeigneter 
Weise bis zu einer gemäß Abs. 8 zu setzenden Frist aufzubewahren. Abs.  7 gilt 
sinngemäß. Ebenso ist bei den stichprobenweisen Untersuchungen von lebenden 
Tieren, Fleisch sowie Erzeugnissen der Aquakultur auf Rückstände gemäß § 56 
nur eine Probe zu entnehmen. Von dieser Probe ist, soweit es technisch möglich 
ist, ein Teil durch die für die Untersuchung der Probe beauftragte Agentur oder die 
für die Untersuchung der Probe beauftragte Untersuchungsanstalt der Länder 
aufzubewahren. 

§ 39. (1) Bei Wahrnehmung von Verstößen gegen lebensmittelrechtliche 
Vorschriften hat der Landeshauptmann mit Bescheid, gegebenenfalls unter einer 
gleichzeitig zu setzenden angemessenen Frist, die nach Art des Verstoßes und 
unter Berücksichtigung des Prinzips der Verhältnismäßigkeit erforderlichen 
Maßnahmen zur Mängelbehebung oder Risikominderung anzuordnen, wie 
insbesondere: 
 1. die Einschränkung oder das Verbot des Inverkehrbringens oder der 

Verwendung; 
 
 

(2) Das Aufsichtsorgan kann vor der allfälligen Erlassung eines Bescheides 

§ 39. (1) Bei Wahrnehmung von Verstößen gegen lebensmittelrechtliche 
Vorschriften hat der Landeshauptmann mit Bescheid, gegebenenfalls unter einer 
gleichzeitig zu setzenden angemessenen Frist, die nach Art des Verstoßes und 
unter Berücksichtigung des Prinzips der Verhältnismäßigkeit erforderlichen 
Maßnahmen zur Mängelbehebung oder Risikominderung anzuordnen, wie 
insbesondere: 
 1. die Einschränkung oder das Verbot des Inverkehrbringens oder der 

Verwendung, sofern nicht durch eine andere Maßnahme im Sinne des 
Abs. 1 sichergestellt wird, dass den lebensmittelrechtlichen Vorschriften 
entsprochen wird; 

(2) Das Aufsichtsorgan kann vor der allfälligen Erlassung eines Bescheides 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gemäß Abs. 1, ausgenommen in den Fällen der Z 1, 2, 3, 4 und 8, den Betrieb 
schriftlich, allenfalls unter Setzung einer angemessenen Frist, zur Abstellung der 
wahrgenommenen Verstöße auffordern, sofern der Mangel nicht sofort an Ort und 
Stelle behoben wird. Diese Aufforderung kann der bei der Kontrolle anwesenden 
betriebsangehörigen Person ausgehändigt werden. Kommt der Unternehmer der 
Aufforderung nicht oder nicht innerhalb der gesetzten Frist nach, ist ein Bescheid 
gemäß Abs. 1 zu erlassen. 

gemäß Abs. 1, ausgenommen in den Fällen der Z 1, 2, 3, 4 und 8, den Betrieb 
schriftlich, allenfalls unter Setzung einer angemessenen Frist, zur Abstellung der 
wahrgenommenen Verstöße auffordern, sofern der Mangel nicht sofort an Ort und 
Stelle behoben wird. Diese Aufforderung kann im Fall einer Betriebsrevision der 
bei der Kontrolle anwesenden betriebsangehörigen Person ausgehändigt werden. 
Kommt der Unternehmer der Aufforderung nicht oder nicht innerhalb der 
gesetzten Frist nach, ist ein Bescheid gemäß Abs. 1 zu erlassen. 

§ 41. (1) Die Aufsichtsorgane haben Waren vorläufig zu beschlagnahmen, 
wenn 
 1. einer behördlich angeordneten Maßnahme gemäß § 39 nicht oder nicht 

innerhalb festgesetzter Frist Folge geleistet wurde und dies zum Schutz 
der Verbraucher vor nicht sicheren Waren erforderlich ist oder 

 
 2. Gesundheitsschädlichkeit vorliegt. 

§ 41. (1) Die Aufsichtsorgane haben Waren vorläufig zu beschlagnahmen, 
wenn 
 1. einer behördlich angeordneten Maßnahme gemäß § 39 nicht oder nicht 

innerhalb festgesetzter Frist Folge geleistet wurde und dies zum 
Gesundheitsschutz des Verbrauchers oder zum Schutz des Verbrauchers 
vor Täuschung erforderlich ist oder 

 2. Gesundheitsschädlichkeit vorliegt und der Unternehmer seiner 
Veranwortung gemäß § 38 Abs. 1 Z 5 nicht nachgekommen ist. 
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Kontrolle gemäß den Verordnungen (EWG) Nr. 2081/92 und 2082/92 

§ 45. (1) Das Kontrollverfahren gemäß Art. 10 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2081/92 und gemäß Art. 14 der Verordnung (EWG) Nr. 2082/92 wird 
von nach Abs. 3 zugelassenen privaten Kontrollstellen durchgeführt. 
 

(2) Jeder Unternehmer, der geschützte Angaben, Bezeichnungen oder Namen 
nach den Verordnungen gemäß Abs. 1 verwendet, ist verpflichtet, seine Tätigkeit 
dem Kontrollverfahren gemäß Abs. 1 zu unterstellen und dies dem 
Landeshauptmann zu melden. 
 
 

(3) Die Zulassung als Kontrollstelle hat auf Grund eines schriftlichen 
Antrages an den Landeshauptmann unter Nachweis der folgenden 
Voraussetzungen mit Bescheid zu erfolgen: 
 1. geeignete personelle, administrative und technische Ausstattung, 
 2. Akkreditierung gemäß § 17 des Akkreditierungsgesetzes - AkkG, 

BGBl. Nr. 468/1992, oder bei einer Kontrollstelle mit Sitz in einem 
anderen Mitglied- oder Vertragsstaat der EU oder EWR-Staat eine dieser 
gleichzuhaltende Akkreditierung, 

 3. Objektivität und Unparteilichkeit gegenüber den der Kontrolle 
unterliegenden Unternehmern und 

 4. Niederlassung im Inland. 
Die Zulassung kann bis zum Nachweis der Voraussetzung nach Z 2 längstens auf 
zwei Jahre befristet erteilt werden. 

(4) Die Zulassung wird für das gesamte Bundesgebiet erteilt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kontrolle nach den Verordnungen (EG) Nr. 509/2006 und 510/2006 

§ 45. (1) Die Kontrolle der Einhaltung der Produktspezifikation nach Art. 15 
der Verordnung (EG) Nr. 509/2006 und Art. 11 der Verordnung 
(EG) Nr. 510/2006 wird von nach Abs. 4 zugelassenen Kontrollstellen 
durchgeführt. 

(2) Jede Vereinigung gemäß Art. 2 Abs. 1 lit. d der Verordnung 
(EG) Nr. 509/2006 und Art. 5 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006, die 
einen Antrag auf Eintragung gestellt hat, hat dem Bundesministerium für 
Gesundheit und Frauen eine Kontrollstelle namhaft zu machen, die die Einhaltung 
der Produktspezifikation kontrolliert. Änderungen der Kontrollstelle sind dem 
Bundesministerium für Gesundheit und Frauen unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Jeder Unternehmer, der Erzeugnisse in Verbindung mit geschützten 
Angaben, Bezeichnungen oder Namen nach den Verordnungen gemäß Abs. 1 
herstellt, ist verpflichtet, seine Tätigkeit der Kontrolle gemäß Abs. 1 zu 
unterstellen und dies dem Landeshauptmann zu melden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(4) Die Zulassung als Kontrollstelle hat auf Grund eines schriftlichen 
Antrages der Kontrollstelle an den Landeshauptmann, in dessen Bundesland die 
Vereinigung ihren Sitz hat, mit Bescheid zu erfolgen, wenn folgende 
Voraussetzungen nachgewiesen werden: 
 1. Einhaltung der Bedingungen gemäß Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 882/2004, insbesondere Einhaltung der Mindestanforderungen und 
Verfahren für die Kontrolle, und 

 2. Akkreditierung gemäß § 17 des Akkreditierungsgesetzes - AkkG, 
BGBl. Nr. 468/1992, oder bei einer Kontrollstelle mit Sitz in einem 
anderen Mitglied- oder Vertragsstaat der EU oder EWR-Staat eine dieser 
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(5) Der Landeshauptmann hat die Tätigkeit der Kontrollstellen regelmäßig zu 
überprüfen. Er kann Anordnungen zur Behebung von Mängeln treffen. Den 
Anordnungen und Weisungen des Landeshauptmannes ist Folge zu leisten. Über 
jede Kontrolle ist ein Bericht zu erstellen. 
 

(6) Der Landeshauptmann hat einen Bescheid gemäß Abs. 3 
zurückzunehmen, wenn die Voraussetzungen für dessen Erteilung weggefallen 
sind oder die Kontrollstelle ihrer Kontrollaufgabe nicht mehr oder in nicht 
ausreichendem Maße nachkommt. 

(7) Über Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 6 entscheidet die 
Bundesministerin für Gesundheit und Frauen. 

(8) Der Kontrollstelle stehen die Befugnisse zu, die nach den §§ 35 und 39 
den Aufsichtsorganen zustehen. Stellt die Kontrollstelle fest, dass ein mit einer 
geschützten Bezeichnung versehenes Agrarerzeugnis oder Lebensmittel 
österreichischer Herkunft oder dass ein Agrarerzeugnis oder Lebensmittel, für das 
eine auf Antrag einer österreichischen Vereinigung ausgestellte Bescheinigung 
besonderer Merkmale vorliegt, die Anforderungen der Spezifikation nicht erfüllt, 
sind dem Verwender der eingetragenen Angaben, Bezeichnungen oder Namen die 
erforderlichen Maßnahmen gemäß § 39 in Bezug auf die Herstellung und 
Kennzeichnung von Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln mit geschützten 
Angaben und Bezeichnungen anzuordnen. Die Kontrollstelle hat von ihr 
wahrgenommene Verstöße gegen die in § 45 Abs. 1 genannten Rechtsvorschriften, 
insbesondere auch wenn die Kontrollen nicht vorschriftsmäßig geduldet oder 
ermöglicht werden, unverzüglich dem Landeshauptmann mitzuteilen. § 40 gilt 
sinngemäß. 

(9) Bei der Wahrnehmung der Aufgaben gemäß Abs. 8 ist das AVG mit 
Ausnahme dessen §§ 77 und 78 anzuwenden. 
 

(10) Die Kontrollstellen übermitteln dem Landeshauptmann einen 
Tätigkeitsbericht über das abgelaufene Jahr bis zum 1. März des Folgejahres. Die 

gleichzuhaltende Akkreditierung. 
Die Zulassung kann bis zum Nachweis der Voraussetzung nach Z 2 längstens auf 
zwei Jahre befristet erteilt werden. Die Zulassung wird für das gesamte 
Bundesgebiet erteilt. 

(5) Der Landeshauptmann hat bei der Kontrollstelle Überprüfungen oder 
Inspektionen gemäß Art. 5 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 vorzunehmen. Er 
kann Anordnungen zur Behebung von Mängeln treffen. Den Anordnungen und 
Weisungen des Landeshauptmannes ist Folge zu leisten. Über jede Kontrolle ist 
ein Bericht zu erstellen. 

(6) Der Landeshauptmann hat einen Bescheid gemäß Abs. 4 unverzüglich 
zurückzunehmen, wenn die Voraussetzungen für dessen Erteilung weggefallen 
sind oder die Kontrollstelle der ihr übertragenen Aufgabe nicht mehr oder in nicht 
ausreichendem Maße nachkommt. 

(7) Über Berufungen gegen Bescheide gemäß Abs. 6 entscheidet die 
Bundesministerin für Gesundheit und Frauen. 

(8) Der Kontrollstelle stehen die Befugnisse und Pflichten zu, die nach § 35 
mit Ausnahme dessen Abs. 7 den Aufsichtsorganen zustehen. Stellt die 
Kontrollstelle fest, dass ein mit einer geschützten Bezeichnung versehenes 
Agrarerzeugnis oder Lebensmittel österreichischer Herkunft oder dass ein 
Agrarerzeugnis oder Lebensmittel, für das eine auf Antrag einer Vereinigung 
ausgestellte Anerkennung als traditionelle Spezialität vorliegt, die Anforderungen 
der Produktspezifikation nicht erfüllt, ist gemäß EN 45011 vorzugehen. Die 
Kontrollstelle hat von ihr wahrgenommene Verstöße gegen die in Abs. 1 
genannten Rechtsvorschriften und nicht vorschriftsmäßig geduldete oder 
unterstützte Kontrollen unverzüglich dem Landeshauptmann, in dessen 
Bundesland die Vereinigung ihren Sitz und der Unternehmer seinen Wohnsitz 
haben, mitzuteilen. 
 
 

(9) Die Kontrollstellen übermitteln dem Landeshauptmann, der die Zulassung 
ausgestellt hat, einen Tätigkeitsbericht über das abgelaufene Jahr bis zum 31. März 
des Folgejahres. 

(10) Die Kontrollstelle hat jede wesentliche Änderung der für die Zulassung 
maßgeblichen Umstände dem Landeshauptmann unverzüglich schriftlich 
anzuzeigen. Diese Mitteilungen sind von den Gebühren im Sinne des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann mit Erlass Form und Umfang 
des Tätigkeitsberichtes festlegen. 

(11) Die Kontrollstelle hat jede wesentliche Änderung der für die Zulassung 
maßgeblichen Umstände dem Landeshauptmann unverzüglich schriftlich 
anzuzeigen. Diese Mitteilungen sind von den Gebühren im Sinne des 
Gebührengesetzes 1957 befreit. 

(12) Die Kosten der nach den Verordnungen gemäß Abs. 1 vorgesehenen 
Kontrollen sind von den Verwendern der eingetragenen Angaben und 
Bezeichnungen zu tragen. 

Gebührengesetzes 1957 befreit. 
 
Entfällt 
 
 
 
 
Entfällt 

§ 51. (1) Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat Betrieben auf 
Antrag eine Ausfuhrberechtigung mit Bescheid zu erteilen, wenn durch ein 
Aufsichtsorgan festgestellt wird, dass 
 
 
 
 1. der Antragsteller über betriebliche Einrichtungen verfügt, die den vom 

Bestimmungsland gestellten Mindestanforderungen genügen, und 
 2. die Einhaltung jener Mindestanforderungen des Bestimmungslandes 

gesichert ist, die sich auf die hygienische Gewinnung und Behandlung 
von Waren beziehen. 

 
 
 
 
 
 

(2) Die Ausfuhrberechtigung ist durch die Bundesministerin für Gesundheit 
und Frauen zu entziehen, wenn durch ein Aufsichtsorgan festgestellt wird, dass die 
Voraussetzungen für ihre Erteilung nicht mehr vorliegen. Im Fall von 
Lebensmitteln tierischer Herkunft kann diese Feststellung auch von einem vom 
Bestimmungsland entsandten Fachexperten getroffen werden. 

§ 51. (1) Betriebe können beim Bundesministerium für Gesundheit und 
Frauen einen Antrag auf Ausfuhrberechtigung stellen, wenn sie diese 
Ausfuhrberechtigung auf Grund der Bestimmungen von Drittstaaten für die 
Ausfuhr von Waren benötigen. Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen 
hat Betrieben mit Bescheid die Ausfuhrberechtigung zu erteilen, wenn festgestellt 
wird, dass 
 1. der Antragsteller über betriebliche Einrichtungen verfügt, die den vom 

Bestimmungsland gestellten Mindestanforderungen genügen, und 
 2. die Einhaltung jener Mindestanforderungen des Bestimmungslandes 

gesichert ist, die sich auf die hygienische Gewinnung und Behandlung 
von Waren beziehen. 

Die Bundesministerin für Gesundheit und Frauen kann sich für die Erhebungen, 
die für die Feststellungen gemäß Z 1 und 2 notwendig sind, der Aufsichtsorgane 
des Landeshauptmannes oder im Fall des § 25 Abs. 1 der Aufsichtsorgane der 
Gemeinden bedienen. Vom Bestimmungsland entsandte Fachexperten dürfen bei 
den Erhebungen anwesend sein. 

(2) Die Ausfuhrberechtigung ist durch die Bundesministerin für Gesundheit 
und Frauen zu entziehen, wenn festgestellt wird, dass die Voraussetzungen für ihre 
Erteilung nicht mehr vorliegen. Im Fall von Lebensmitteln tierischer Herkunft 
kann diese Feststellung auch von einem vom Bestimmungsland entsandten 
Fachexperten getroffen werden. 

§ 73. (2) Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn der Bewerber nachweist, dass 
er die Voraussetzungen einer nach § 70 Abs. 4 erlassenen Verordnung erfüllt und 
über ein gemäß § 9 AkkG akkreditiertes Labor oder über ein Labor in einem 
anderen Mitglied- oder Vertragsstaat der EU oder EWR-Staat mit einer dieser 

§ 73. (2) Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn der Bewerber nachweist, dass 
er die Voraussetzungen einer nach § 70 Abs. 4 erlassenen Verordnung erfüllt und 
über ein im Umfang der beantragten Bewilligung gemäß § 9 AkkG akkreditiertes 
Labor oder über ein Labor in einem anderen Mitglied- oder Vertragsstaat der EU 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
gleichzuhaltenden Akkreditierung verfügt. In den Bewilligungsbescheid können 
Vorschreibungen über die Ausübung der Untersuchungstätigkeit aufgenommen 
werden. 

oder EWR-Staat mit einer dieser gleichzuhaltenden Akkreditierung verfügt. In den 
Bewilligungsbescheid können Vorschreibungen über die Ausübung der 
Untersuchungstätigkeit aufgenommen werden. 

§ 90. (3) 

Wer 
 3. den Bestimmungen der in den §§ 96, 97 oder 98 Abs. 1 angeführten 

Rechtsvorschriften zuwiderhandelt, 
 
 
 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 
fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften einer 
strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 20 000 Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 40 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit  
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 

(4) 

Wer 
 
 4. als Unternehmer der Verpflichtung des § 45 Abs. 2 und als Kontrollstelle 

den Verpflichtungen des § 45 Abs. 1, 5, 8, 10 und 11 zuwiderhandelt, 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 
fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften einer 
strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 20 000 Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 40 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 

§ 90. (3) 

Wer 
 3.  den Bestimmungen der in den §§ 96 und 97 angeführten 

Rechtsvorschriften zuwiderhandelt, 
 4. den Bestimmungen des in § 24 Abs. 1 Z 1 angeführten unmittelbar 

anwendbaren Rechtsaktes der Europäischen Gemeinschaft 
zuwiderhandelt, 

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 
fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften einer 
strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 20 000 Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 40 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit  
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 

(4) 

Wer 
 4. als Vereinigung der Verpflichtung des § 45 Abs. 2, als Unternehmer der 

Verpflichtung des § 45 Abs. 3 oder als Kontrollstelle den Verpflichtungen 
des § 45 Abs. 1, 5, 8, 9 und 10 zuwiderhandelt, 

begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 
fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Vorschriften einer 
strengeren Strafe unterliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Geldstrafe bis zu 20 000 Euro, im 
Wiederholungsfall bis zu 40 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit 
Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. 
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